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Thüringer Landesverwaltungsamt . Postfach 22 49 . 99403 Weimar 

 

 

 

Thüringer 

Landesverwaltungsamt 

Jorge-Semprún-Platz 4 

99423 Weimar 

 

www.thueringen.de 

 

Besuchszeiten: 

Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr 

 13:30-15:30 Uhr 

Freitag: 08:30-12:00 Uhr 

 

Bankverbindung: 

Landesbank 

Hessen-Thüringen (HELABA) 

IBAN: 

DE80820500003004444117 

BIC: 

HELADEFF820 

Informationen zum Umgang mit Ihren 
Daten im Thüringer Landesverwaltungs-
amt finden Sie im Internet unter: 
www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine 

Papierfassung. 

Per E-Mail 

 

GLU GmbH Jena 

Saalbahnhofstr. 27  

07743 Jena 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Frau Konstanze Arndt, Ref. 340 

Durchwahl: 

Telefon +49 (361) 57 332-1244 

Telefax +49 (361) 57 332-1602 

 
Konstanze.Arndt@ 

tlvwa.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 

Projekt-Nr.: 19-168 

 

Ihre Nachricht vom: 

10.02.2023 

 
Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 

5090-340-4621/3383-1-

18050/2023 

 

Weimar 

21.03.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in 

städtebaulichen Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Stellungnahme zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

„Solarpark Agrarflugplatz Göritzberg“, Stadt Bürgel, LK SHK (Plan-

stand: 07.12.2021) 

 

3 Anlagen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

durch die o.g. Bauleitplanung werden folgende durch das Thüringer Landes-

verwaltungsamt zu vertretende öffentliche Belange berührt: 

 

1. Belange der Raumordnung und Landesplanung (Anlage 1) 

2. Belange des Luftverkehrs (Anlage 2) 

3. Beachtung des Entwicklungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB (Anlage 3) 

 

In der Anlage 3 erhalten Sie darüber hinaus weitere beratende planungs-

rechtliche Hinweise. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. 

Olaf Hosse 

Referatsleiter 

(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 

  

http://www.thueringen.de/
file://///VSrv-Daten-SHL/kerstin.tivodar$/VIS/A%20neue%20Vorlagen%20nach%20Markenhandbuch/Weimar/www.thueringen.de/th3/tlvwa/datenschutz/
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Anlage 1 zum Schreiben vom 21.03.2023 Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Agrar-

flugplatz Göritzberg“ der Stadt Bürgel (unser Zeichen: 5090-340-4621/3383-1-18050/2023) 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der Raum-

ordnung und Landesplanung 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne  

 Zustimmung, Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

 
☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 

Sachstands 

 

☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll auf einer ca. 7,4 ha großen Fläche 
des südlich der Ortslage Göritzberg gelegenen ehemaligen Agrar-Flugplatzes die Er-
richtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) ermöglicht werden. 
 
Die Erhöhung des Anteiles erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch ist 
grundsätzliche Zielstellung der Raumordnung gemäß Grundsatz G 3-22 des Regional-
planes Ostthüringen (RP-OT – Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz Nr. 
25/2012 vom 18.06.2012) sowie Ziel 5.2.7 Z des Landesentwicklungsprogrammes Thü-
ringen 2025 (LEP - GVBl 6/2014 vom 04.07.2014)).  
 
Für die standörtliche Einordnung einer PV-FFA werden zudem Vorgaben gemacht. Die 
Errichtung großflächiger Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie soll entsprechend 
Grundsatz 5.2.9 G LEP auf baulich vorbelasteten Flächen erfolgen oder auf Gebieten, 
die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein eingeschränktes Freiraumpotenzial vor-
weisen. Die Verfestigung einer Zersiedlung sowie zusätzliche Freirauminanspruch-
nahme sollen vermieden werden. Gemäß Grundsatz G 3-32 des RP-OT sollen für 
raumbedeutsame Freiflächenanlagen zur Solarstromerzeugung unter dem Aspekt des 
sparsamen Umganges mit Grund und Boden und der Vorbelastung des Landschafts-
bildes insbesondere ehemals baulich genutzte bzw. versiegelte Flächen genutzt wer-
den.  
 
Da die Fläche bis auf die geschotterte Landebahn des ehemaligen Agrarflugplatzes 
vollständig landwirtschaftlich genutzt wird, handelt es sich nicht um eine Brach- oder 
Konversionsfläche. Die Nutzung dieser Fläche für eine PV-FFA entspricht somit nicht 
den genannten raumordnerischen Grundsätzen. 
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Die Planungsfläche liegt gemäß Raumnutzungskarte des RP-OT im Vorbehaltsgebiet 
Landwirtschaftliche Bodennutzung „lb-58 - Bürgel / Serba / Hetzdorf“. In den Vorbe-
haltsgebieten Landwirtschaftliche Bodennutzung soll einer nachhaltigen Entwicklung 
der Landbewirtschaftung bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen 
Nutzungen besonderes Gewicht beigemessen werden (G 4-14, RP-OT). 
 
Unmittelbar südlich grenzt das Vorranggebiet Freiraumsicherung „FS-60 - Tautenbur-
ger Forst / Lombertsberg“ an. Die Vorranggebiete Freiraumsicherung sind für die Erhal-
tung der schutzgutorientierten Freiraumfunktionen der Naturgüter Boden, Wald, Was-
ser, Klima, Flora und Fauna sowie des Landschaftsbildes vorgesehen. Andere raum-
bedeutsame Nutzungen sind in diesen Gebieten ausgeschlossen, soweit diese mit der 
vorrangigen Funktion nicht vereinbar sind (Z 4-1, RP-OT). Mit der Ausweisung des Vor-
ranggebietes FS-60 ist insbesondere auch die Zielstellung verbunden, vielfältig struktu-
rierte, regional und subregional prägende, besonders erholungswirksame Freiräume 
der Kulturlandschaft zu sichern und zu entwickeln. 
 
Eine Auseinandersetzung und nachvollziehbare Abwägung zu den mit den oben ge-
nannten raumordnerischen Erfordernissen verbundenen Belangen ist der Begründung 
mit Umweltbericht nicht zu entnehmen. Bezüglich der Abwägungsentscheidung wird 
auf die sich aus § 2 Abs. 2 EEG ergebende Vorgabe hingewiesen. 
 
Laut Begründung (Seite 5) „wurde im Rahmen der Bauleitplanung eine Standortkon-
zeption für PV-FFA für das gesamte Stadtgebiet der Stadt Bürgel aufgestellt.“ Eine sol-
che Konzeption war in unserer Stellungnahme vom 31.07.2015 zu diesem Vorhaben 
gefordert worden und kann eine gute Grundlage für die Auswahl der bestgeeignetsten 
Flächen darstellen. Da diese uns nicht bekannt und auch den Unterlagen nicht beige-
fügt ist, kann eine Bewertung dieser Konzeption und der ermittelten Standorte für PV-
FFA (einschließlich des hier betrachteten) nicht erfolgen. Die Konzeption ist den Unter-
lagen im weiteren Planverfahren beizufügen. 
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Anlage 2 zum Schreiben vom 21.03.2023 Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Agrar-

flugplatz Göritzberg“ der Stadt Bürgel (unser Zeichen: 5090-340-4621/3383-1-18050/2023) 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen des Luftver-

kehrs 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustim-

mung,  
 Befreiung o.ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

 

2. ☐ Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung 

3. ☐ Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 

4. Weitergehende Hinweise 

 

☐ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands 

 
☒ Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 

o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

Für das Gelände des (ehemaligen) Agrarflugplatzes Göritzberg gab es eine Außen-

start- und Landeerlaubnis nach § 25 LuftVG, die bis zum 31.12.2022 befristet war. Zu-

nächst war beabsichtigt, dass eine Verlängerung der Erlaubnis beantragt wird. Nach 

Rücksprache mit dem Antragsteller ist nun allerdings vorgesehen, dass aus diversen 

Gründen keine Verlängerung der Außenstart- und Landeerlaubnis mehr beantragt wird 

und das Gelände von ihm somit zukünftig nicht mehr für fliegerische Aktivitäten genutzt 

wird. 

 

Das o.g. Planungsgebiet wird nicht vom Bauschutzbereich eines zivilen Landeplatzes 

betroffen. 

 

Gegen den Vorentwurf des o.g. Bebauungsplanes bestehen aus luftver-

kehrsrechtlicher Sicht im Weiteren keine Bedenken, wenn nachfolgender Hinweis bei 

der weiteren Planung berücksichtigt wird:  

 

Sofern Vorhaben eine Höhe von 20 m über OK Gelände überschreiten sollen, müssen 

sie vom Thüringer Landesverwaltungsamt (-Referat 540-) bezüglich einer eventuell 

notwendigen Kennzeichnung gem. § 16 a LuftVG überprüft werden. Dazu ist eine Be-

teiligung im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. vor der Aufstellung von Krä-

nen eine separate Antragstellung notwendig.  
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Anlage 3 zum Schreiben vom 21.03.2023 Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Agrar-

flugplatz Göritzberg“ der Stadt Bürgel (unser Zeichen: 5090-340-4621/3383-1-18050/2023) 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des Entwick-

lungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 

 
1. ☒ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

Bebauungspläne sind entsprechend § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungs-

plan zu entwickeln. Der Flächennutzungsplan und die daraus zu entwickelnden Be-

bauungspläne stellen die stufenweise Verwirklichung der planerischen Ordnung und 

Entwicklung für das Gemeindegebiet dar. Die Stadt Bürgel hat keinen rechtswirk-

samen Flächennutzungsplan, aus dem o.g. vorhabenbezogene Bebauungsplan 

entwickelt werden kann. 

 
b) Rechtsgrundlage 

§ 8 Abs. 4 BauGB 

 
c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

Vor dem Flächennutzungsplan kann ein Bebauungsplan nur aufgestellt werden, 

wenn die Anforderungen nach § 8 Abs. 4 BauGB erfüllt werden. Danach müssen 

dringende Gründe die vorzeitige Planung erfordern und es muss zu erwarten sein, 

dass die Planung der gesamtgemeindlichen städtebaulichen Entwicklung nicht ent-

gegenstehen wird. Von einer Dringlichkeit der Planung ist hier auszugehen. Aus den 

Unterlagen ergibt sich jedoch nicht, ob die Planung der gesamtgemeindlichen Ent-

wicklung nicht entgegenstehen wird (s. hierzu unter Pkt. 2 unten). 

 

2. ☒ Fachliche Stellungnahme 

Vor dem Hintergrund der in § 2 Abs. 2 EEG verankerten besonderen Bedeutung der 

erneuerbaren Energien, wonach die Errichtung und der Betrieb von erneuerbaren 

Energien im überragenden öffentlichen Interesse liegen, ist von einer Dringlichkeit des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans auszugehen. Die in der Begründung, S. 5 dies-

bezüglich enthaltenen Darlegungen können nachvollzogen werden 

 

Hinsichtlich der weiteren Anforderung, dass die vorzeitige Planung der städtebaulichen 

Entwicklung der Gemeinde nicht entgegenstehen wird, muss sich aus der „gesamtge-

meindlichen Perspektive“ ergeben, dass der in der Einzelplanung vorgesehene Stand-

ort der bestgeeignete ist, den entsprechenden Bedarf zu decken. Da die 7,44 ha um-

fassende Planungsfläche eine exponierte Lage am Waldrand aufweist, die nur eine 

eher untergeordnete bauliche Vorbelastung durch die ursprüngliche Nutzung als Agrar-

flugplatz aufweist, - nur im Bereich der ehemaligen Landebahn liegt eine Versiegelung 

vor, im Übrigen besteht unversiegeltes Grünland -, ist hier nicht offensichtlich davon 

auszugehen, dass sich der Standort gegenüber alternativ möglichen Standorten am 

besten eignet.  

 

Die in der Begründung enthaltene Aussage, das Plangebiet eigne sich nicht für eine 

andere bauliche Nutzung, daher bestehe kein Widerspruch zur gesamtgemeindlichen 

Planungsabsicht, ist nicht ausreichend, den Standort zu rechtfertigen, da die Gemeinde 

auch die nicht baulichen Nutzungen vorsieht (vgl. § 5 Abs. 1 BauGB).  
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In der Begründung sind insofern weitere Darlegungen zur Rechtfertigung des gewähl-

ten Standortes erforderlich. Nur auf Grundlage eines gesamtgemeindlichen städtebau-

lichen Konzeptes, in dem geeignete Flächen für eine Photovoltaik-Freiflächennutzung 

ermittelt und bewertet werden, kann eine Auswahlentscheidung zugunsten des vorlie-

genden Standorts getroffen werden. In diesem Zusammenhang wird auf unser Hin-

weispapier zur Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen verwiesen. (S. hierzu un-

ter: 

https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/bauen/raumordnung/bauleitplanung/planu

ng-photovoltaik) 

 

In der Begründung, S. 5 wird ergänzend auf eine Standortkonzeption für Photovoltaik-

freiflächenanlagen verwiesen, die für das gesamte Gebiet der Stadt Bürgel aufgestellt 

wurde. Im Umweltbericht, Pkt. 6.3 wird darauf hingewiesen, dass im Stadtgebiet noch 

andere ähnlich geeignete Standorte vorliegen, dass diese aber aktuell nicht verfügbar 

sind. Wegen der Dringlichkeit solle für den Standort „Agrarflugplatz“ daher Baurecht 

durch o.g. vorhabenbezogenen Bebauungsplan geschaffen werden. Diese Aussagen 

sind dann nachvollziehbar, wenn sich nach der Standortalternativenprüfung eine ähnli-

che Eignung der zu prüfenden Alternativstandorte hinsichtlich der maßgeblichen ab-

wägungsbeachtlichen Belange ergibt. 

 

Die Ergebnisse der in der Begründung, S. 5 angegebenen Standortkonzeption sind 

dem Thüringer Landesverwaltungsamt nicht bekannt und können daher nicht zur Beur-

teilung herangezogen werden. Nach Aussage der Begründung, S. 5 sollen sie in dem 

zu erarbeitenden Entwurf eingearbeitet werden. Dies kann dadurch erfolgen, dass in 

der Begründung auf eine Anlage zur Standortalternativenprüfung der möglichen Photo-

voltaik-Freiflächennutzung im Stadtgebiet Bürgel verwiesen wird. 

 

Unabhängig von der hier ggf. gegebenen Möglichkeit, den o.g. vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan vor dem Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB zum Abschluss 

zu bringen, wird der Stadt Bürgel erneut dringend empfohlen, die Flächennutzungspla-

nung einzuleiten und zügig zur Rechtswirksamkeit zu führen, damit die weitere städte-

bauliche Entwicklung nicht behindert wird. 

 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

1. Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird nach § 12 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vor-

habenbezogenen Bebauungsplans. Das Vorliegen eines ausgefertigten Vorhaben- und 

Erschließungsplans ist Wirksamkeitsvoraussetzung eines vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans (BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 – 4 C 4/16, OVG NRW, Urteil vom 23.01.2006 

– 7 D 60/04.NE). 

 

Den Planunterlagen liegt ein Vorhaben- und Erschließungsplan als (der Begründung zu-

geordneten) Anlage 2 bei. Da es sich um einen Satzungsbestandteil handelt, ist diese Zu-

ordnung zu streichen. Zudem ist auf dem Vorhaben- und Erschließungsplan ein Ausferti-

gungsvermerk zu ergänzen und der Plan ist vor der Bekanntmachung zusammen mit dem 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan auszufertigen. Fehlt die Ausfertigung des Vorhaben- 

und Erschließungsplans, ist die gesamte Satzung unwirksam. 

 

2. Die textliche Festsetzung II.2.2 enthält eine Festsetzung zur maximalen Höhe der bauli-

chen Anlage nach § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO, für die zudem die Bezugspunkte bestimmt 

wurden, wie nach § 18 Abs. 1 BauNVO gefordert. Die Rechtsgrundlage „§ 16 Abs. 2 Nr. 4 

BauNVO“ ist ergänzend anzugeben. 

https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/bauen/raumordnung/bauleitplanung/planung-photovoltaik
https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/bauen/raumordnung/bauleitplanung/planung-photovoltaik
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Als unterer Bezugspunkt wurde der „nächste angrenzende, im Bebauungsplan angege-

bene Höhenpunkt“ angegeben. In der Planzeichnung wurden Kreuze mit Zahlen innerhalb 

und außerhalb des Geltungsbereichs eingetragen. Die Zeichen wurden nicht erklärt.  

 

Es wird vermutet, dass es sich um eine Angabe der Geländehöhe über NHN handelt, die 

zugleich als unterer Bezugspunkt gelten soll. In diesem Fall ist das Planzeichen einerseits 

unter der Überschrift „Hinweise“ als „Angabe der Geländehöhe über NHN in der Planun-

terlage“ (vgl. § 1 Abs. 2 PlanZV) und andererseits als „Bestimmung des unteren Bezugs-

punktes nach § 18 Abs. 1 BauNVO, vgl. auch textliche Festsetzung II.2.2“ zu erläutern. 

 

3. Im Hinblick auf die hier gegebene exponierte Lage des Plangebietes haben die geplanten 

5 m hohen Kameramasten sowie die Umzäunung Auswirkungen auf das Landschaftsbild, 

sodass ein diesbezüglicher Regelungsbedarf besteht. Dabei sind in einem vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplan vorhabenkonkrete Festsetzungen zu treffen.  

 

Da sich der Verlauf der nach der textlichen Festsetzung III zugelassenen max. 2,5 m ho-

hen Umzäunung aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan hinreichend ergibt, sind die 

Anforderungen an die Vorhabenkonkretheit diesbezüglich erfüllt. Zu den maximal 5 m ho-

hen Kameramasten fehlt es allerdings an einer Regelung. Die geplante Lage z.B. „im Be-

reich der Umzäunung“, ist ergänzend anzugeben. Im Vorhaben- und Erschließungsplan 

können die geplanten Standorte konkret eingetragen werden. 

 

4. Die in der textlichen Festsetzung II.2.1, Satz 4 enthaltene Regelung zur maximal zulässi-

gen Versiegelung des Sondergebietes stellt keine Festsetzung zum Maß der baulichen 

Nutzung, sondern zu einer Bodenschutzmaßnahme nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB dar. 

Die Festsetzung ist dem Abschnitt IV zuzuordnen. 

 


